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Sie ist alleinerziehend, hat kein
Auto, und amMonatsende ist das
Konto oftmals leer. Ohne gülti-
ges Billett im Bus unterwegs zu
sein, gehört für sie zum Alltag.
Doch immer wenn sie erwischt
wird, wächst ihr Schuldenberg.
Und sie ist kein Einzelfall, wie
Lorenz Bertsch von der Cari-
tas St.Gallen/Appenzellweiss. In
seiner Sozial- und Schuldenbera-
tung erlebt er täglich, wie diese
Ticketfalle zuschnappt.Auch für
die zugehörigen Kinder sei die
Situation belastend, wenn die
Mutter in Rechnungen ertrin-
ke – und ihre eigene Mobilität
gleichfalls eingeschränkt sei.

Doch so prekär die Lage von
alleinerziehenden Müttern ist:
Im Gefängnis sind sie die Aus-
nahme. Von Ersatzfreiheitsstra-
fenwegen Schwarzfahrens seien
allerdings am stärksten allein
lebende Randständige betroffen
–mehrheitlichMänner, zumBei-
spiel nach einer Scheidung, die
sie finanziell in die Bredouille
gebracht hat.

«Familien dagegen haben
typischerweise ein Auto», und
wer ein Auto besitzt, hat meist
auch das Geld für die Busse.
Dass hauptsächlich randstän
digeMännerwegenReisens ohne
gültigen Fahrausweis hinter Git-
tern landen, bestätigen die Zah-
len: Laut der bis heutemassgeb-
lichen Studie zum Thema Er-
satzfreiheitsstrafemachtederAn-
teil von Frauen bei Inhaftierten
weniger als 6 Prozent aus. Ei-
ne angefragte betreute Wohn-
einrichtung für Erwachsene mit
psychosozialen Einschränkun-
gen bestätigt dieses Bild.

Verheerende Schuldenspirale
durch Schwarzfahren
Doch selbst wenn es nicht zur
Ersatzfreiheitsstrafe komme, sei
das Problem für die «RogF»-Per-
sonen nicht aus derWelt, unter-
streicht Bertsch (RogF bedeutet
«Reise ohne gültigen Fahraus-
weis»). Wird der Zuschlag fürs
Schwarzfahren nicht bezahlt,
«kommt es zur Betreibung», er-
klärt Schuldenberater Bertsch.
Weil bei den Betroffenen oft gar
nichts gepfändet werden kann,
«gibt es einen Verlustschein für
die Bahn oder die extern beauf-
tragte Inkassofirma».

Die Forderungen drohen ku-
mulativ zu explodieren: Aus
den 90 Franken Zuschlag wür-
den 250 Franken durch dieMah-
nung, dann 500 Franken durch
die Inkassofirma. Weitere Kos-
ten entstünden für die Staatsan-
waltschaft undweitere Umtriebe.
«Wir betreuten schonMenschen,
deren Ticketschulden vierstellig
wurden.»

Zudem könnten die wenigs-
ten komplett auf dieNutzung des
ÖV verzichten, sagt der Schul-
denberater. Sie werden so im-
mer wieder bei Fahrausweis-
kontrollen geschnappt. «Leider»,
so Bertsch, «häuften sich in den
letzten Jahren die Fälle, in denen
Leute dadurch in eine katastro
phale Schuldenspirale gerieten.»
Laut SBB-Erhebungen stiegen
die Einträge im nationalen Re-
gister der Ticketsünder denn

auch stetig an – bis auf fast
1’200’000 Einträge im Jahr 2025.

Bei 46 Prozent der Einträge
handelt es sich inzwischen um
drei oder mehr Vorfälle pro Per-
son –was prinzipiell zurAnzeige
führt. In denNullerjahrenwaren
laut SBB noch rund zwei Drittel
Einmaltäter oder jünger als 26.

In bestimmten Fällen droht
die Ersatzfreiheitsstrafe
In der Schweiz fällt das Reisen
ohne gültigen Fahrausweis unter
den Artikel 150 des Strafgesetz-
buchs: Es gilt als «Erschleichen
einer Leistung»; wer erwischt
wird, gerät auch mit dem Gesetz
in Konflikt. Schwarzfahrer kön-
nen also straf- wie verwaltungs-
rechtlich belangt werden. Wer-
den die Bussen, Geldstrafen und
die zusätzlich anfallenden Kos-
ten nicht bezahlt, droht am Ende
die Ersatzfreiheitsstrafe – auch
weil viele Betroffene die oft vor-
handene Chance verpassen, die
Strafe durch gemeinnützige Ar-
beit abzuarbeiten.

2024 sassen in der Schweiz
fast 5000Personen temporärhin-
ter Gittern, weil sie eine Busse

oder Geldstrafe und die Folge-
kosten nicht zahlen konnten.Die
einfacheMehrheit sind, so legt es
die Studie nahe,Täter aus derKa-
tegorie «Personenbeförderung»:
40,8 Prozent dervollzogenen Er-
satzfreiheitsstrafen bezogen sich
aufwiederholtes Fahren ohneTi-
cket. Mit grossem Abstand folgt
an zweiter Stelle derStrassenver-
kehr mit rund einem Viertel der
Deliktfälle (25,3 Prozent).

DelinquentenimBereichStras-
senverkehr «haben in denmeis-
ten Fällen Zugang zu einemAuto
oder besitzen eines. Dies setzt
zumindest gewisse eigene fi-
nanzielle Mittel voraus, was
eher eine Bezahlung der Strafe
ermöglicht», heisst es in der
Studie zu den Ersatzfreiheits-
strafen. Die Ersatzhaft trifft in
der Konsequenz vor allem jene,
deren ökonomische Lage deso-
lat ist. Diese fahren ohne Ticket
Bus, Tram und Zug.

Mit einemTag Ersatzhaft «ar-
beiten» sie 100 Franken Schul-
den ab. Die Häftlinge kosten
die öffentliche Hand dabei aber
über 200 Franken pro Tag; die
Waadtländer SP-Nationalrätin

Jessica Jaccoud spricht gar von
über 300 Franken. Bei rund
32’000 Vollzugstagen wie etwa
im Jahr 2023wird das teuer.

Abschreckend wirke die Haft
nicht, denn die mittellosen Per-
sonen – häufig Sozialhilfeemp-
fangende, Drogenkranke, auch
Asylbewerber – könnten die
Fahrscheine schlicht nicht be-
zahlen. Mehr als 43 Prozent al-
ler Freiheitsentzüge (die derzeit
unsere Gefängnisse überquellen
lassen) erfolgen als Ersatz für
eine Busse.

Jaccoud hat darum 2025 zwei
Vorstösse dazu eingereicht. Ar-
mut sei kein Verbrechen, sagt
sie, und das aktuelle Systemwe-
der zweck- noch verhältnismäs-
sig. ImMärz 2026 lehnte derNa-
tionalrat ihreMotion deutlich ab,
in der insbesondere angedacht
wurde, Ersatzfreiheitsstrafen für
Bussen von bis zu 5000 Franken
durch andere Massnahmen zu
ersetzen. Der Bundesrat wäre
hingegen tendenziell dafürgewe-
sen, schon um die Gefängnisse
zu entlasten.

Die Leute zu inhaftieren,
sei kontraproduktiv
Während Ersatzhaftstrafen in
Schweden seit langem die Aus-
nahme sind, tobt in Deutschland
ebenfalls die Debatte darüber.
Fahren ohne gültiges Ticket ist
dort, als «Erschleichen von Leis-
tungen», seit einem Gesetz aus
der Nazizeit eine Straftat.

Wie in Deutschland sehen
auch in der Schweiz einige in der
Ersatzfreiheitsstrafe eine kon-
traproduktive Massnahme für
ein Bagatelldelikt. Sie verursa-
che nicht nur Kosten für den
Staat, sondern sei auch eine so-
ziale Ungerechtigkeit,welche die
Armut noch verstetige,wenn der
Häftling wegen des Gefängnis-
aufenthaltes etwa seinen Job
verliere und dazu dieWohnung.
Die Gegner derAbschaffungwie-
derum befürchten einen insge-
samt geschwächten Rechtsstaat
und wollen «gleiches Recht für
Armund Reich»,wie FDP-Natio-
nalrat Philippe Nantermod (VS)
gemäss Parlamentsberichterstat-
tung ausführte. Erwill die Sank-
tion Ersatzfreiheitsstrafe zurAb-
schreckung erhalten.

TV-Star Jan Böhmermann
griff dasThemabereits Ende 2021
in seinerShow«ZDFMagazinRo
yale» auf. Dabei wurde auch die
eigenständige neu gegründete
Aktion Freiheitsfonds.de präsen-
tiert. Bis heute hat der deutsche
Freiheitsfonds mittels Spenden
1,4MillionenEuro fürStrafen be-
zahlt, 1679 Menschen sozusagen
aus dem Gefängnis freigekauft
und der Öffentlichkeit dadurch,
laut Freiheitsfonds,Ausgabenvon
22 Millionen Euro erspart.

Nun nahm sich eine Schwei-
zer Gruppe daran ein Beispiel:
Ein Verein hat das Projekt
Freiheitsfonds.ch lanciert, Kol-
lektivmitglied Basil Weingart-
ner amtet als Sprecher. Sie seien
politisch engagierte Menschen,
erläutert er, etwa Journalisten
und Sozialarbeitende.

Durch Crowdfunding hat das
Kollektiv bereits 41’000 Fran-
ken gesammelt, inzwischenwur-
de das Endziel von 50’000 auf

75’000 Franken angehoben.Aus-
gezahlt werde ab Juli direkt an
die Behörden, nach seriöser Prü-
fung, wie das Kollektiv betont.
«Wir bekommen schon jetzt täg-
lich Anrufe, zum Beispiel von
psychiatrischen Einrichtungen,
deren vulnerable Patientinnen
und Patienten von Ersatzfrei-
heitsstrafen bedroht sind», be-
richtet Weingartner.

«Uns ist bewusst, dass wir
nicht alle Bussen übernehmen
können – und unser Angebot
auch nicht auf Dauer aufrecht-
erhalten können», so Weingart-
ner. Das sei aber auch gar nicht
das Ziel. «Wirwollen auf die Pro-
blematik aufmerksam machen
und den Druck erhöhen.» Den
auf die Politik und den auf die
Verkehrsbetriebe.

InDeutschlandwürden schon
mehrals einDutzendStädte keine
Strafanzeigen für Reisen ohne
ÖV-Billett einreichen (denBegriff
«schwarzfahren» betrachtet die

Gruppe wie einige deutsche Ver-
kehrsbetriebe als potenziell dis-
kriminierend). Die SBB und die
sonstigen ÖV-Betriebe hierzu-
lande seien freilich noch nicht so
weit, sagtWeingartner.

Wie begegnet die Gruppe dem
Vorwurf, dass bei einerEntkrimi-
nalisierung oder Lockerung das
Recht geschwächt und nicht alle
gleichbehandelt würden?

Der Freiheitsfondswill
denDruck erhöhen
Wenn Leute Bussen nicht bezah-
len könnten und auch auf dem
Betreibungsweg kein Geld zu ho-
len sei, sei das ein eindeutigerBe-
leg, dass sie effektiv nicht zah-
len könnten, betontWeingartner.
Armutsbetroffenewürden heute
also ungleich stärker bestraft
und ins Gefängnis gesteckt: Glei-
ches Rechtmache quasi ungleich
– und belaste den Staat stark. In
Bern habe man gerade die Er
stellungvonContainergefängnis
sen für 4 Millionen Franken be-
schlossen, damit keine Ersatz-
freiheitsstrafe verjähre.

Dabei, soWeingartner, sei eine
«saubere Lösung» vorstellbar:
etwa, den öffentlichen Nahver-
kehr füralle bis zu einerbestimm-
ten Einkommenshöhe gratis zu
offerieren; ihn quasi als Grund-
bedürfnis zu begreifen,weilman
zu Arbeit, Kinderkrippe, Freun-
denkommenmuss.DerFreiheits-
fondsmöchte allerdings keine be-
stimmte Lösung durchdrücken,
sondern den öffentlichen Druck
erhöhen.Wobei die Richtung klar
ist: Das Kollektiv setzt sich dafür
ein, Ersatzfreiheitsstrafen gene-
rell abzuschaffen.

«Wir betreuten schonMenschen,
deren Ticketschulden vierstellig wurden»
Haftstrafen für Schwarzfahrer Tausende landen im Gefängnis, weil sie ohne Ticket Bus oder Zug gefahren sind.
Das kostet die Steuerzahlenden jedes Jahr mehrere Millionen Franken. Nun will ein Kollektiv die Betroffenen freikaufen.

Ticketkontrolle: Die SBB registrieren immer mehr Menschen als Sünder und Mehrfachtäter. Foto: Boris Müller
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Caritas-Bereichsleiter Lorenz
Bertsch sieht die Entwicklung
kritisch. Foto: PD


